
DARMSTÄDTER ECHO Holzhofallee 25–31, 64295 Darmstadt / Telefon: Zentrale 06151 387-1 / Redaktion: Fax 387-307 / Abo-Service: Telefon 387-431, Fax 387-505 / Anzeigen: Telefon 387-387, Fax 387-448 / WWW.ECHO-ONLINE.DE

'!1J44DD-habbab!:o;K;l;L;l Ugra/FOGRA MiniTarget

MedienhausSuedhessen

c
19

99
 v

1.
1 

ep
s

Ugra/FOGRA MiniTarget

MedienhausSuedhessen

c
19

99
 v

1.
1 

ep
s

 ANZEIGE

ANZEIGE

Deutsche Börse – Finanzaktien gefragt

Dax
6599,37
Xetra-Schluss + 74,80

Dow Jones
12110,24
Schlussstand – 46,57

Euro
1,5477 $
Referenzkurs+ 0,0098 $
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Wetter – Es bleibt regnerisch
bei stürmischem Wind. Aus-
sichten: wechselhaft und noch
milder. MEHR AUF SEITE 4
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Erfolg in Karlsruhe
Justiz – SPD darf sich mit Kapital an privaten Rundfunksendern
beteiligen – Bundesverfassungsgericht beanstandet hessisches Gesetz
KARLSRUHE/WIESBADEN. Po-
litischen Parteien darf die Beteili-
gung an privaten Rundfunksen-
dern nicht wie in Hessen generell
verboten werden. Nach einem Ur-
teil des Bundesverfassungsge-
richts sind kleinere Anteile zuläs-
sig, solange die Partei keinen be-
stimmenden Einfluss nehmen
kann. Damit erklärte das Gericht
eine Klausel im hessischen Privat-
funkgesetz für verfassungswidrig,
die Parteien jede Beteiligung un-
tersagt. In der Praxis trifft das Ge-
setz nur die SPD. 

Die Bundestagsfraktion der
traditionell im Mediengeschäft
engagierten SPD hatte gegen die
Vorschrift geklagt. Die SPD-Me-
dienholding DDVG musste wegen
der Bestimmung aus dem Jahr

2000 einen 2,3-Prozent-Anteil am
Privatradio FFH abgeben. 

Der Grundsatz der Staatsfrei-
heit des Rundfunks gelte zwar
auch für Parteien, weil sie eine
„besondere Staatsnähe“ hätten,
heißt es in dem Urteil. Deshalb
dürfe der Gesetzgeber Parteien ei-
nen bestimmenden Einfluss auf
das Programm des Privatfunks
verwehren. Ein absolutes Verbot
sei aber unverhältnismäßig, weil
es Parteien zur Abgabe ihrer An-
teile auch dann zwinge, wenn sie
keinerlei Einfluss auf Inhalte neh-
men könnten.

Nach den Worten der SPD-
Schatzmeisterin Barbara Hen-
dricks hat sich die Partei vollstän-
dig durchgesetzt. „Der Enteig-
nungsversuch der hessischen

Staatsregierung ist gescheitert“,
sagte sie. Das Gericht habe die
Grundrechte von Parteien bestä-
tigt, auch über eigene Medienbe-
teiligungen an der politischen
Willensbildung mitzuwirken. Die
SPD übe keinerlei inhaltlichen
Einfluss auf Medien aus, an denen
sie Anteile halte. „Das Urteil ist
kein Freibrief für Parteien“, er-
klärte die hessische Regierung. Es
bestätige die Auffassung, „dass
die Garantie der Rundfunkfreiheit
jegliche politische Instrumentali-
sierung des Rundfunks verbietet“,
sagte der Chef der Staatskanzlei,
Stefan Grüttner (CDU). Das Land
muss nun bis Mitte 2009 eine
neue Regelung erlassen; bis dahin
bleibt das Gesetz in Kraft. lhe
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Explosion zerstört Haus in Bürstadt

Nur eine Ruine ist von dem Haus in Bürstadt geblieben. Der Bewohner kam bei der Explosion wahrscheinlich
ums Leben. Am Abend wurde unter den Trümmern eine Leiche gefunden. FOTO: MICHAEL BURMEISTER

Eine Explosion hat am Mittwoch ein Wohnhaus in
Bürstadt vollkommen zerstört und mindestens ein To-
desopfer gefordert. Der 41 Jahre alte Bewohner des
Hauses wurde zunächst vermisst. Bei Aufräumarbeiten
stieß ein Bagger am Abend auf Überreste einer Leiche.
Ob es sich bei dem Torso um den Bewohner des
Hauses handelt, war zunächst unklar. Das Einfamilien-
haus war durch die Explosion weitgehend zusammen-
gestürzt. Anwohner hatten kurz vor zwölf Uhr drei
Detonationen gehört und unmittelbar danach Flam-

men aus dem Haus schlagen sehen. Die Ruine brannte
lichterloh, der starke Wind fachte das Feuer immer
wieder an. Die Feuerwehr verhinderte ein Übergreifen
der Flammen auf Nachbarhäuser. Die Ursache für die
Explosion war zunächst unklar. Ob es einen Zusam-
menhang mit der Gasleitung gibt, die zu dem Haus
führt, war nicht bekannt. Die Polizei wollte Gerüchte
nicht bestätigen, dass das Amtsgericht Lampertheim
für heute eine Zwangsräumung des Hauses angeord-
net hatte. mibu/dpa

Der Darmbach
könnte bleiben, wo er ist

Gutachten – Offenlegung und Trennung von
Darmstädter Kanalnetz rechtlich nicht notwendig
DARMSTADT. Der Streit um die
Offenlegung des Darmbachs in
Darmstadt bekommt neue Nah-
rung. Ein Gutachten der Techni-
schen Universität Darmstadt
kommt zu dem Ergebnis, dass die
Offenlegung des Rinnsals oder
seine Einleitung in ein separates
Kanalrohr auf die Wasserqualität
der Darmstädter Kläranlage fast
keine Auswirkung hätte. Bislang
hat die Stadt stets erklärt, der heu-
te im Kanalnetz fließende Darm-

bach müsse von diesem getrennt
werden, weil dies eine europäi-
sche Gewässerrichtlinie erfordere.
Verzichte man auf die teure Maß-
nahme, würde die Stadt dazu vom
Regierungspräsidium gezwun-
gen. Das Gutachten, das dem
ECHO vorliegt, kommt zu dem
Schluss, dass der Einfluss des
Bachs auf die Kläranlage viel zu
gering sei, um als Begründung für
seine Offenlegung zu dienen. bif
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Sprit immer teurer
Energie – Preis für Benzin und Diesel auf
Rekordniveau – Dollar-Schwäche als Auslöser
DARMSTADT.  Kurz vor Beginn
der Osterferien werden Benzin
und Diesel in Deutschland erheb-
lich teurer. Ein Liter Diesel kostet
derzeit nach Angaben der Mine-
ralölindustrie 1,36 Euro und liegt
damit auf dem Rekordniveau vom
November. Für Super muss an
den Tankstellen im Schnitt 1,44
Euro bezahlt werden. Die Preise
in Südhessen lagen gestern Mittag
teils noch über diesen Werten. 

Als Auslöser gilt das teure Öl.
Ein Barrel (159 Liter) kostete ges-
tern fast 110 Dollar. Marktkenner
gehen davon aus, dass Großanle-
ger Vermögen in Sachwerten wie
Öl anlegen, um dem Wertverfall
des Dollar zu entgehen. Dessen

Schwäche katapultierte den Euro
auf Rekordniveau: Erstmals no-
tierte die Währung über der Mar-
ke von 1,55 Dollar. afp/hit
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Wiedereröffnung – Die neuge-
stalteten Ausstellungsräume des
Frankfurter Liebiegmuseums
sind ab heute zu sehen. SEITE 10

SV 98 – Jan Mar-
kus Plathner ist
der Insolvenzver-
walter. SEITE 31

Lufthansa – Trotz der hohen
Treibstoffpreise will die Flugge-
sellschaft auch 2008 ein Re-
kordergebnis erzielen. SEITE 5

Hessen-Chaos
zieht SPD ins

Stimmungstief
Parteien – Laut Umfrage nur noch bei
23 Prozent – „Glaubwürdigkeitskrise“

BERLIN. Die Umfragewerte für
die SPD sind nach der heftigen
Debatte über den Umgang mit den
Linken und dem parteiinternen
Chaos in Hessen weiter in den
Keller gegangen. Die Sozialdemo-
kraten kommen nach der jüngs-
ten Forsa-Umfrage nur noch auf
23 Prozent. Dies ist nach Angaben
des Instituts der geringste Wert,
den es je für die SPD ermittelt hat.
Allerdings lag der Rückgang ge-
genüber der Vorwoche lediglich
bei einem Prozentpunkt.

Nach Ansicht von Forsa-Chef
Manfred Güllner hat das Scheitern
einer Regierungsbildung in Hes-
sen erheblich zum bundesweiten
Umfragetief der SPD beigetragen.
Das Liebäugeln der Landesvorsit-
zenden Andrea Ypsilanti mit einer
Machtübernahme mit Hilfe der
Linken habe weit über Hessen hi-
naus gewirkt. „Andrea Ypsilantis
Manöver in Hessen haben bun-
desweit zu starken Irritationen bei
den Wählern geführt.“ Die Sozial-
demokraten bräuchten eine lang-
fristige Strategie zur Rückgewin-
nung des verlorenen Vertrauens,
sagte Güllner. „Das Denken in
Machtoptionen wie zuletzt im Fall
Ypsilanti hat sie in eine tiefe
Glaubwürdigkeitskrise gestürzt.“ 

Auch für SPD-Chef Kurt Beck
hat Forsa im Auftrag des Maga-
zins „Stern“ und des Senders RTL
einen weiteren Rückgang an Zu-
stimmung ermittelt. Bei der Kanz-
lerfrage entschieden sich 13 Pro-
zent der Befragten (minus 1) für
ihn, 57 Prozent für Amtsinhabe-
rin Angela Merkel (CDU).

Der Chef des Meinungsfor-
schungsinstituts Dimap, Reinhard
Schlinkert, sah in den Werten sei-
nes Kollegen allerdings keinen
Grund zur Panik für die SPD. Bei
Dimap lag sie Anfang März bei 28

Prozent, im Juli 2004 habe sie da-
gegen nur 23 Prozent erreicht. „Es
ist alles im Fluss“, betonte der Di-
map-Chef. Schließlich erreiche
die CDU „auch keine sensationel-
len Werte“. Entscheidend werde
sein, wie sich die SPD zur Linken
positionieren werde.

Struck erklärt Debatte
über Beck für beendet

Die SPD-Fraktionsspitze in Berlin
hält den Streit um die Öffnung
Becks zur Linkspartei für ent-
schärft. Die Auseinandersetzung
sei mit der Aussprache in der
Fraktion vom Dienstag erledigt,
sagte Fraktionschef Peter Struck.
„Jetzt wird die Debatte entdrama-
tisiert werden“, zeigte sich ges-
tern auch der Parlamentarische
Geschäftsführer Thomas Opper-
mann überzeugt. In der Sitzung
sei Beck von einigen Abgeordne-
ten wegen seines Vorgehens zwar
kritisiert worden. Der Parteichef
sitze aber unverändert „fest im
Sattel“. Beck habe keinen Grund,
in „Sack und Asche“ zu gehen,
sondern werde die Partei weiter
selbstbewusst führen.

Wie gestern bekannt wurde,
hatte Beck zum Schluss der Frak-
tionssitzung erklärt, er könne sich
das Leben auch leichter machen
und einfach nur in Mainz regie-
ren. Daneben könne er das „Eh-
renamt“ des SPD-Vorsitzenden
ausüben und sich vor allem auf
Fragen wie Mitgliedergewinnung
konzentrieren. Diesen Weg werde
er aber nicht gehen. Er wolle viel-
mehr als „Nummer 1“ in der Par-
tei weiter gestalten und zusam-
menführen. Beck betonte, er wer-
de bei seinem „offenen Führungs-
stil“ bleiben. dpa/ap
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Wettbewerb auf dem Dach
Handwerk – Die Große Koalition lockert das 
70 Jahre alte Kehrmonopol der Schornsteinfeger
BERLIN. In Deutschland soll
nach mehr als 70 Jahren das Kehr-
monopol für Schornsteinfeger ge-
lockert werden. Das Bundeskabi-
nett brachte gestern einen Gesetz-
entwurf auf den Weg, mit dem die
bundesweit rund 20 000 Schorn-
steinfeger Konkurrenz bekom-
men. Bislang beherrschten sie oh-
ne Wettbewerb ihren Kehrbezirk.
Künftig soll jeder Bezirk alle sie-
ben Jahre neu ausgeschrieben

werden. Auch wird der abge-
schottete Markt erstmals für Aus-
länder geöffnet. Kritiker der gel-
tenden Regelung sehen im Kehr-
monopol eine „Lizenz zum Geld-
drucken“. Zwar musste ein Meis-
ter einige Jahre warten, bis ihm
ein Kehrbezirk zugeteilt wurde.
Danach bewegte er sich aber dank
eines festen Kundenstamms und
garantierter Gebühren im konkur-
renzlosen Raum. dpa


